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nungen hingewiesen. In der Praxis wird das jedoch noch 
nicht immer ausreichend beachtet. Deshalb soll hier noch 
einmal auf drei Faktoren hingewiesen werden, die das 
Staatliche Notariat bei der Anordnung eines bestimmten 
Wirkungskreises zu beachten hat:

In Pflegschaftsverfahren soll der Wirkungskreis des 
Pflegers vom Umfang her so bestimmt werden, wie dies 
dem objektiv vorliegenden Fürsorgebedürfnis entspricht. 
Dabei sind die Rechte und Interessen eines körperlich oder 
geistig gebrechlichen Menschen verantwortungsbewußt zu 
prüfen, weil der Pflegebedürftige im Rahmen des Wir­
kungskreises des Pflegers einer nicht, handlungsfähigen 
Person gleichgestellt ist. Und schließlich ist möglichst von 
der ersten Entscheidung an eine effektive Verfahrens­
leitung durch das Staatliche Notariat zu sichern.

Die Forderung nach der eindeutigen Bestimmung des 
Umfangs der Vertretungsbefugnis eines Pflegers darf 
jedoch nicht dazu führen, daß der Wirkungskreis eine 
Vielzahl von Einzelaufgaben erfaßt. So ist z. B. die Be­
grenzung auf die Verwaltung eines konkret zu bezeich­
nenden Grundstücks völlig ausreichend, wenn nur dieses 
Grundstück Gegenstand der Pflegschaft sein soll. Es be­
darf bei der Formulierung eines solchen Wirkungskreises 
keiner Angaben, was im einzelnen im Rahmen der Ver­
waltung zu tun ist.

Im Gegensatz zu den besonderen Anordnungen ist der 
Wirkungskreis Gegenstand des Anordnungsbeschlusses 
für eine Pflegschaft. Er unterliegt demzufolge auch der 
mit einer Beschwerde anfechtbaren Entscheidung des 
Staatlichen Notariats (§ 16 NG). Das Staatliche Notariat 
sollte während des Verfahrens mehrmals prüfen, inwie­
weit sich Ergänzungen oder Einschränkungen des 
Wirkungskreises erforderlich machen. Auch sie wären zu 
beschließen; diese Entscheidungen unterliegen ebenfalls 
der Beschwerde.

Bei der Entscheidung über die Anordnung einer Vor­
mundschaft oder Pflegschaft und zu jeder Zeit im lau­
fenden Verfahren (insbesondere nach Vorlage des Ver­
mögensverzeichnisses durch den Vormund bzw. Pfleger) 
ist vom Staatlichen Notariat zu prüfen, inwieweit es not­
wendig und rechtlich möglich ist, besondere Anordnungen 
zur Verwahrung oder Verwaltung des Vermögens des 
Mündels bzw. Pfleglings zu treffen, um so die Vertretungs­
befugnis des Vormunds bzw. Pflegers einzuschränken. 
Derartige Prüfungen und Entscheidungen haben gewisser­
maßen eine Doppelfunktion. Sie besteht zum einen darin, 
daß das zu verwaltende Vermögen eines Mündels bzw. 
Pfleglings vor nicht durchdachten Verfügungen des Vor­
munds bzw. Pflegers geschützt wird und demonstriert 
zugleich die besondere Sorgfalt des Staatlichen Notariats 
bei seiner Anleitungs- und Kontrolltätigkeit. Zum anderen 
wird dem Vormund bzw. Pfleger Anleitung und Hilfe bei 
der Ausübung seiner Funktion gegeben, und auch er wird 
vor Handlungen geschützt, deren Tragweite er u. U. nicht 
genügend einschätzen kann.

Wann und in welchem Umfang derartige Einschrän­
kungen der Vertretungsbefugnis notwendig sind, hat das 
Staatliche Notariat genau so verantwortungsvoll zu prüfen, 
wie es differenziert festzulegen hat, wann der Pfleger zu 
bestimmten Handlungen einer nachträglichen Zustimmung 
(Genehmigung) oder einer vorherigen Zustimmung (Ein­
willigung) durch das Staatliche Notariat (§ 469 Abs. 1 ZGB) 
bedarf. So bietet es sich z. B. an, bei einer Wohnungsauf­
lösung die Veräußerung von Haushalts- und anderen Ge­
genständen erst dann zuzulassen, wenn in enger Zu­
sammenarbeit zwischen Staatlichem Notariat, gesetzlichem 
Vertreter, Arzt und evtl, anderen zuständigen Einrich­
tungen des Gesundheits- und Sozialwesens gewissenhaft 
geprüft worden ist, daß der Gebrechliche aus dem Pflege­
heim nicht mehr entlassen werden kann. In solchen Fällen 
wäre die Verfügung über das Eigentum des Fürsorge­
bedürftigen ausschließlich von einer Einwilligungserklä­
rung des Staatlichen Notariats abhängig zu machen, und

in den Fällen des § 105 Abs. 2 Satz 3 FGB ist auch die 
Mitwirkung des Pfleglings erforderlich.

Besteht jedoch der Wirkungskreis eines Pflegers z. B. 
darin, das Grundstück seines Pfleglings zu veräußern, 
dann kann das Staatliche Notariat anordnen, daß ein 
solches Rechtsgeschäft seiner Genehmigung bedarf. Da­
durch kann der konkret abgeschlossene notarielle Grund­
stückskaufvertrag noch einmal überprüft werden, bevor 
er wirksam wird. Dieses Verfahren empfiehlt sich beson­
ders dann, wenn das die Pflegschaft führende Staatliche 
Notariat nicht mit dem Staatlichen Notariat identisch ist, 
das den Grundstückskaufvertrag beurkundet.

Besondere Anordnungen haben einen anderen recht­
lichen Charakter als die Festlegung eines Wirkungskreises. 
Sie sind sowohl bei Vormundschaften als auch bei Pfleg­
schaften möglich. Sie können gleich bei der Anordnung 
eines Verfahrens notwendig werden, es kann aber auch 
ein mehrmaliger Wechsel während des Verfahrens erfor­
derlich sein. Diese Anordnungen sind schriftlich im Aus­
weis des Pflegers (bei Änderungen ggf. auf der Rückseite) 
und in der Verfahrensakte (im Verpflichtungsprotokoll 
oder in Vermerken) festzuhalten. Wesentlich ist, daß 
Dritte (z. B. beim Erwerb von Gegenständen oder beim 
Abschluß anderer Rechtsgeschäfte) von den besonderen 
Anordnungen Kenntnis nehmen können. Diese Maßnah­
men und Festlegungen sollen eine wirksame, der jeweili­
gen Lage des Verfahrens angepaßte Durchsetzung von 
Sicherheit und Ordnung gewährleisten.
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